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(4) Die staatlichen Organe haben die in ihrem Zu­
ständigkeitsbereich notwendigen Maßnahmen zur Er­
höhung der Verteidigungsbereitschaft auszuarbeiten und 
durchzuführen. Sie stützen sich dabei auf die gesell­
schaftlichen Organisationen und auf die unmittelbare 
Teilnahme der Werktätigen.

§3
Diehst zum Schutze der Republik und der Bevölkerung

(1) Der Dienst zum Schutze des Vaterlandes und der 
Errungenschaften der Werktätigen ist eine ehrenvolle 
nationale Pflicht der Bürger der Deutschen Demokra­
tischen Republik.

(2) Der Dienst zum Schutze der Republik und der 
Bevölkerung umfaßt den Dienst in der Nationalen 
Volksarmee und den anderen bewaffneten Organen so­
wie den Luftschutzdienst.

(3) Im Falle des Verteidigungszustandes können die 
Bürger im Rahmen dieses Gesetzes auch zu anderen 
persönlichen Dienstleistungen verpflichtet werden.

§4
V er teidigungszustand

(1) Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Re­
publik erklärt im Falle der Gefahr oder der Auslösung 
eines Angriffes gegen die Deutsche Demokratische Re­
publik oder in Erfüllung internationaler Bündnisver­
pflichtungen den Verteidigungszustand.

(2) Der Verteidigungszustand wird durch den Vor­
sitzenden des Staatsrates der Republik verkündet. Die 
Verkündung ist an keine Form gebunden.

(3) Der Staatsrat der Republik kann in Wahrnehmung 
seiner Rechte aus dem Artikel 106 der Verfassung für 
die Dauer des Verteidigungszustandes die Rechte der 
Bürger und die Rechtspflege in Übereinstimmung mit 
den Erfordernissen der Verteidigung der Republik ab­
weichend von der Verfassung regeln.

II. A b s c h n i t t  
Schutz der Bevölkerung

§ 5
Aufgaben der staatlichen Organe

(1) Die staatlichen Organe haben die Bevölkerung und 
das gesellschaftliche, persönliche und private Eigentum 
unter breitester Mitwirkung der Bürger vor den Aus­
wirkungen feindlicher Angriffe zu schützen und den ge­
schädigten Bürgern allseitig zu helfen.

(2) Die Bürger sind verpflichtet, die staatlichen Or­
gane bei der Erfüllung dieser Aufgaben zu unterstützen.

§ 6
Luftschutz

(1) Der Schutz der Bevölkerung vor Angriffen aus der 
Luft wird auf der Grundlage des Gesetzes über den 
Luftschutz in der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 11. Februar 1958 (GBl. I S. 121) geregelt.

(2) Zur Lösung der Aufgaben des Luftschutzes kann 
die Luftschutzdienstpflicht eingeführt werden. Sie um­
faßt die Teilnahme an der Ausbildung und den Übun­
gen und während des Verteidigungszustandes die Ver­
richtung des Luftschutzdienstes.

(3) Zur Luftschutzdienstpflicht können hefangezogen 
werden:

a) Männer vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 
65. Lebensjahr;

b) Frauen vom vollendeten 16. bis zum vollende­
ten 60. Lebensjahr.

III. A b s c h n i t t  
Die Aufgaben der Volks Wirtschaft, die Leistlingspflicht 

und weitere Maßnahmen zur Verteidigung der 
Republik

§ 7
Materielle Voraussetzungen der Verteidigung der 

Republik
(1 ) Die Volkswirtschaft ist so zu planen und zu leiten, 

daß die materiellen Voraussetzungen für eine erfolg­
reiche Verteidigung der Republik jederzeit gesichert 
sind.

(2) Für die Dauer des Verteidigungszustandes können 
abweichend von den bestätigten Volkswirtschafts- und 
Staatshaushaltsplänen im Interesse der Verteidigung 
der Republik notwendige Umstellungen in der Produk­
tion der gesamten Volkswirtschaft und der Verwendung 
der staatlichen Mittel vorgenommen sowie besondere 
Maßnahmen zur Leitung der Betriebe und für die Ver­
teilung und den Verbrauch von Rohstoffen und Erzeug­
nissen ergriffen werden.

§ 8
Sach- und Dienstleistungen während des Verteidigungs­

zustandes
(1 ) Die während des Verteidigungszustandes für die 

Verteidigung der Republik und den Schutz der Bevöl­
kerung erforderlichen Sach- und Dienstleistungen sind 
den dafür zuständigen Organen in der Hauptsache aus 
dem Volkseigentum zur Verfügung zu stellen.

(2) Soweit es im Interesse der Verteidigung und des 
Bevölkerungsschutzes dringend erforderlich ist, können 
während des Verteidigungszustandes auch von gesell­
schaftlichen Organisationen, Genossenschaften, Perso­
nenvereinigungen und Bürgern hinsichtlich der in ihrem 
Eigentum oder Besitz befindlichen beweglichen Sachen 
und Grundstücke folgende Leistungen angefordert 
werden:

a) Ausführung, Unterlassung oder Duldung von Ver­
änderungen ;

b) Unterlassung des Gebrauchs;
c) Überlassung zur teilweisen oder vollständigen Nut­

zung oder zu Eigentum des Volkes.
Von Betrieben und Werktätigen, die nicht Volks­
eigentum sind, können ebenfalls Dienstleistungen ange­
fordert werden.

(3) Leistungspflichtig ist der Rechtsträger, der Eigen­
tümer, der Besitzer oder derjenige, der die unmittel­
bare Gewalt über die Sache oder das Grundstück aus­
übt oder den Betrieb oder die Werkstatt leitet.

(4) Die Leistungen sind auf Ersuchen der Bedarfs­
träger durch die zuständigen staatlichen Organe von 
den Leistungspflichtigen anzufordern.

(5) Bedarfsträger sind Dienststellen und Einheiten der 
Nationalen Volksarmee und vom Nationalen Verteidi­
gungsrat oder vom Ministerium für Nationale Vertei­
digung mit der Erfüllung von Verteidigungs- oder Be­
völkerungsschutzaufgaben beauftragte staatliche Or­
gane, soweit sie dazu Leistungen nach Absatz 1 oder 2 
in Anspruch nehmen müssen.
Über sämtliche motorisierte Transportmittel und 
Straßenbaumaschinen, die nach Absatz 1 oder 2 zur 
Verfügung zu stellen sind, bestimmt der Minister für 
Nationale Verteidigung.

(6 ) Bei Verhinderung der zuständigen staatlichen 
Organe können die Leiter der Dienststellen und Ein­
heiten der Nationalen Volksarmee die Leistungen un­
mittelbar von den Leistungspflichtigen anforderh.


